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AMT FÜR RAUMPLANUNG 
Übergeordnete Planung 

DER REGIERUNGSRAT DES KANTONS THURGAU 

Protokoll vom 2 3. Nlrz 1993 Nr.~~~ 

Revision der Ortsplanung I EG MOllheim I Teilweise Genehmigung 

1. Mit Schreiben vom 27. Februar 1991 ersucht der Gemeinderat MOllheim um Genehmigung 

der revidierten Ortsplanung, bestehend aus Richtplantext, Richtplan "Landschaft und Sied­

lung", drei Teilrichtplänen "Verkehr", Zonenplan und Baureglement Nach den Akten zu 

schliessen, wurden die neuen Planungsinstrumente in formeller Hinsicht ordnungsgernäss 

erlassen. Beim Departement fOr Bau und Umwelt sind sechs Rekurse hängig, die in einem 

separaten Verfahren behandelt werden. Der vorliegende Beschluss steht daher unter dem 

Vorbehalt, dass ein aiHälliger Weiterzug der Rekursentscheide zu Korrekturen an der Orts­

planung fOhrt. Einer der Rekurse fOhrte im Anschluss an eine Gemeincleversammlung im 

März 1993 zu einem Antrag der Gemeindebehörde, das Genehmigungsverfahren fOr die 

Parzelle Nr. 315 am westlichen Ortsrand von MOllheim zu sistieren. Diesem Antrag wird ent­

sprochen, damit der Abschluss des Genehmigungsverfahrens fOr die Obrigen Teile der 

Ortsplanung nicht weiter verzögert wird. Der Genehmigung der revidierten Ortsplanung 

steht in formeller Hinsicht nichts im Wege. 

2. Die neuen Planungsinstrumente ersetzen die vom Regierungsrat am 11. Oktober 19n mit 

Beschluss Nr. 1862 genehmigte Ortsplanung. ln der Zwischenzeit sind neue Obergeord­

nete rechtliche Normen und Instrumente in Kraft getreten, so namentlich das kantonale 

Baugesetz, die Bundesgesetze Ober die Raumplanung und Ober den Umweltschutz und 

nicht zuletzt die kantonale Richtplanung. Zudem haben sich zum einen die kommunalen 

Vorstellungen seither geändert und zum anclem hat sich, wie im Bericht erwähnt, die Ge­

meinde beispielsweise durch den N7-Anschluss auch tatsächlich wesentlich entwickelt, so 

dass die vorgenommene generelle Revision der Ortsplanung zweifellos angezeigt war. Aus 

raumplanarischer Sicht ist festzuhalten, dass die Siedlungsentwicklung in den letzten Jahr­

zehnten nicht in allen Teilen im Sinne der Ziele und Grundsätze des Raumplanungsgeset­

zes und wohl auch der Ortsplanung verlief, indem vor allem Ostlieh und nOrdlieh des Dorfes 

verschiedene Wohnquartiere mit nur loser Beziehung zum gewachsenen Dorf entstanden. 

Die durch diese Fakten bewirkten, in Richt- und Zonenplan zum Ausdruck kommenden 

Ausuferungen des Baugebietes können jedoch nicht den neuen Planungsinstrumenten 

angelastet werden. 

Die EntwOrfe der neuen Ortsplanungsinstrumente wurden vom Baudepartement (heute 

Departement fOr Bau und Umwelt) vorgeprQft und das Ergebnis der Gemeindebehörde im 

Juli 1989 konferenziell erOffnet. Die Anregungen und Hinweise sind in der Genehmigungs-
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vorlege zum grossenTeil berücksichtigt worden. Besonders zu erwähnen sind die Ver· 

schiebungen namentlich der Industriezonen und -gebiete gernäss der Vorgabe der kantona­

len Richtplanung vom SOdrand des Dorles in den Raum Hasli. Weiter fallen die Anstrengun­

gen im Bereiche des Landschafts- und vor ellem des Ortsbildschutzes in Form von Unter· 

schutzstellungen und von griffigen Vorschriften im Baureglement positiv auf. Auf der ande­

ren Seite sind namentlich zu einzelnen Richtplangebieten, Zonenausscheidungen und 

Vorschriften Fragezeichen zu setzen. 

3. Rlchtplan 

Der behördenverbindliche Teil der Richtplanung besteht eus einem Text und vier Karten, 

wovon eine den Bereich Landschaft und Siedlung und die drei abrigen verschiedene Berei· 

che des Verkehrs betreffen. Wesentliche regelungsbedQrftige Themen werden damit ab­

gedeckt. Das ganze Planungswerk leidet indes en verschiedenen Ungenauigkeiten und ei­

ner mangelhaften Abstimmung von Text und Karten. Zunächst ist der Text mit Kommentar· 

blOcken durchsetzt, die nicht der Genehmigung bedQrfen und deshalb im Planungsbericht 

besser plaziert gewesen wären. Weiter werden nur im Text verschiedene Verbindlichkeitska­

tegorien (Ausgengslege, Festsetzungen, Zwischenergebnisse, Vororientierungen) unter· 

schieden, und dies nicht immer sachgerecht. So stellen Bauzonen wie beispielsweise der 

sOdliche Hang des UndenhOgels fQr den Richtplan Ausgangslage, nicht Festsetzungen dar. 

Weiter wird im Text öfters euf Lokalitäten hingewiesen, die in der Karte nicht visualisiert sind, 

beispielsweise euf Landschafts- und Naturschutzgebiete. Die Festsetzungeller "im Zonen­

richtplan ausgeschiedener Landwirtschaftsgebiete" bleibt ohne Konsequenzen, nicht in er· 

ster Unie, weil der entsprechende Richtplan nun als Richtplan Landschaft und Siedlung be­

zeichnet wird, sondern vor allem, weil in d1esem Richtplan nur generell Nichtsiedlungsgebiet, 

nicht aber Landwirtschaftsgebiet ausgeschieden wird. Die Betitelung des Teilrichtplans Ver­

kehr, A Staats- und Gemeindestrassen, ist unvollständig und etwas irrefahrend, sind doch 

auch Entsorgungs- und Containerstandorte eingetragen. Abgesehen von solchen, hier 

nicht abschliessend eufzufQhrenden Unzulänglichkeiten, enthalten die Richtplaninstru· 

rnente zahlreiche wertvolle Vorgaben zuhanden der Gerneindebehörde. Als Folgearbeit wird 

im Planungsbericht die Erarbeitung von Richtplänen Ober die Wasser· und Elektrizitätsver­

sorgung bezeichnet. Des Amt fQr Wirtschaft, Energie und Verkehr schlägt mit Blick auf den 

kantonalen Teilrichtplan Energie vor, Abklärungen Ober den gesamten Bereich der Energie, 

namentlich euch Ober die lokal vorhandenen Energieressourcen vorzunehmen. 

Die Dirnensionierung des Siedlungsgebietes ist relativ grosszQgig, jedoch vertretbar, vor al· 

lem, weil ein namhafter Anteil im Gebiet Hasli liegt, das im kantonalen Richtplen els Industrie­

und Gewerbegebiet von Obergeordneter Bedeutung festgesetzt ist. Zudem verringert sich 

die Kapazität in bescheidenem Umfang durch die nachfolgend erörterten Nichtgenehmi­

gungen einiger Siedlungsgebiete. Mit der Zuweisung des Weilers Langenhart zum Sied­

lungsgebiet in der nördlichen Fraktion, resp. zur Weilerzone werden die enlässlich der Zo­
nenplenergänzungen von 1985 getroffenen Festlegungen weitergefQhrt. 

FragwQrdig ist die Ausscheidung von Siedlungsgebiet im Muggli nördlich der Staatsstrasse 

em östlichen Ortseingang (Parzellen Nm. 873, 874 und 875) gelegen. Das Areal ist im eben, 

rechtskräftigen Zonenplan der Reservewohnzone W 1 zugewiesen. Im Richtplen wurde es 

nun dem Richtplengebiet (Bauerweiterungsgebiet) zugeschlagen und folgerichtig im Zo· 

nenplan gleichzeitig der Landwirtschaftszone zugewiesen. Im Richtplentext wird diases Vor-
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gehen mit den heute vorhandenen L.Annimmissionen von der Staatsstrasse begrQndet. Eine 

entsprechend grosse L.Annreduktion nach Eröffnung der Nationalstrasse N7 vorausgesetzt, 

wird dannzurnal eine Einzonung in Betracht gezogen. Gegen diese Zonenzuweisung sind 

Rekurse hängig. Das Amt fOr Raumplanung hat in diesem Zusammenhang in Fonn eines 

Amtsberichtes detailliert ausgefOhrt, dess das Muggli gemessen an den Grundsätzen und 

Zielen der Raumplanung (Art. 1 und 3 RPG) nicht nur wegen der L.Annproblernatik kein 

zweckmAssiges Siedlungsgebiet darstelle, sondern im wesentlichen auch, weil die Strasse 

nach Langenhart einen geeigneten, klaren Dorfauftakt bilde, die Gemeinde die sudlieh der 

Staatsstrasse gelegenen Wohnbauten zum Zwecke der Siedlungsabgrenzung ebenfalls 

ausgezont habe und schliesslich weder Topographie noch Bautiefe eine besondere Eig­

nung des Areals fOr die Oberbauung erkennen lasse. Konsequenterweise beantragt das 
Amt fOr Raumplanung die Nichtgenehmigung des Siedlungsgebietes Muggli. Der Regie­

rungsrat schliesst sich dieser Argumentation an. Das Siedlungsgebiet Muggli, umfassend 

die Parzellen Nm. 873, 874 und 875, wird nicht genehmigt. 

ln der Mariahalde wurde das Siedlungsgebiet im Vergleich zum bisherigen Richtplan und 

zum Richtplanentwurf der VorprOfung auf einen Bereich um die Parzellen Nm. 72 und 1 01 

beschränkt. Auf die von der Gemeindebehörde erkannte landschaftliche Empfindlichkeit 

wurde mit der Festlegung einer Gestaltungsplanpflicht in diesem Gebiet reagiert. Gernessen 

an den bereits erwähnten Zielen und Grundsätzen des Raumplanungsgesetzes, der Zuwei­

sung des ganzen Hiigelzuges zu einer Landschaft von Obergeordneter Bedeutung im kan­

tonalen Richtplan und der Abgrenzungslinie des Siedlungsgebietes aus Obergeordneten 

Interessen entlang des Dorfbaches erscheint diese langfristige Entwicklungsrichtung trotz 

Gestaltungsplanpflicht nicht als zweckmässig. Sie wird deshalb nicht genehmigt. 

ln der VorprOfung wurde die Zuweisung der Parzelle Nr. 767 nordwestlich des Rosenwei­

hers zur Reserve-Gewerbezone unter Hinweis auf die kantonale Prioritätensatzung 

(Industriegebiet HasiQ bemängelt. Die Gemeinde hat die Parzelle nun zwar im Zonenplan der 

Landwirtschaftszone zugeteilt im Richtplan Landschaft und Siedlung jedoch als Siedlungs­

gebiet belassen, weil sie laut Planungsbericht den dort bestehenden Kleingewerbebetrieb 

erhalten mOchte und zudem mit der anschliessenden Zone fOr Offentliehe Beuten und Anla­

gen bereits ein Siedlungsansatz vorhanden sei. Diese Argumentation vermag indes nicht zu 

iiberzeugen, weil die Erholungsnutzung (Bad, Tennisplatz) mindestens in latentem Konflikt 

mit einer gewerblichen Nutzung stehen durfte und zudem die industriellen und gewerbli­

chen Nutzungen klar auf drei Standorte konzentriert sind (Gruneck, SUdwestrand des Dor­

fes, Hasli), so dess ein weiterer Schwerpunkt auch langfristig nicht als sinnvoll erscheint. Die 

Festsetzung eines Siedlungsgebietes auf der Parzelle Nr. 767 kann deshalb nicht geneh­

migt werden. 

Das Tiefbauamt macht darauf aufmerksam, dess die im Teilrichtplan Verkehr A als Festset­

zung enthaltene Umfahrungsstrasse von Hasli aus kantonaler Sicht von untergeordneter 

Bedeutung ist und empfiehlt deshalb eine OberprOfung dieses Sachverhalts. Der Eintrag ei­

nes Radweges entlang der Kreuzlingerstrasse, einer Staatsstrasse, als Festsetzung steht in 

Widerspruch zum kantonalen Richtplan, wo kein entsprechender Eintrag zu finden ist. Da 

eine Festsetzung, wie auch im Richtplantext richtig ausgefiihrt wird, die erfolgte Abstimmung 

mit den beteiligten Akteuren impliziert, ist die Zuweisung zur Verbindlichkeitskategorie Fest­

setzungen nicht zweckmässig. Eine Richtplanaussage musste allenfalls in den Kategorien 

Vororientierung oder Zwischenergebnis erfolgen. Seit den GemeinderatsbeschlOssen zum 

Teillichtplan Fuss- und Wanderwege ist im Hinblick auf die Anforderungen des Fuss- und 



• 
·4· 

Wanderweggesetzes im Rahmen des aktuellen Anderungspaketes des kantonalen Richt· 

plansauch die Thurgauer Wanderkarte 1991 Offentlieh bekanntgernacht worden. Wie die 

Fachstalle Wanderwege feststellt, ist im Sommer 1991 in Absprache mit dem Verein Thur­

gauer Wanderwege die Route 715 von Lamperswil Richtung Station MGIIheim/Wigoltingen 

auf bestehende Flurwege in der Nähe des Autobahntrasses verlegt worden. Desgleichen 

bietet die Wanderkarte eine Lösung an fQr die Weiterfahrung der Wanderroute 718 (Schloss 

Klingenberg • MOllheim • Station MGIIheim/Wigoltingen) bis zur Station MGIIheimiWigoltingen. 

Im kommunalem Teilrichtplan fGhrt die Route von Norden her lediglich bis zum Siedlungs­

gebiet. Die Gemeinde wird daher eingeladen, bei einer Überarbeitung des entsprechenden 

Teillichtplans die Aufnahme dieser Routen zu pnlfen. 

Ansonsten ist die kommunale Richtplanung als zweckmAssig einzustufen, so dass einer Ge­

nehmigung des Richtplantextes und der vier Richtplankarten mit den vorerwähnten Aus­

nahmen in materieller Hinsicht nichts entgegensteht. 

4. Zonenplan: 

Das Baugebiet aber auch die einzelnen Bauzonen erscheinen im Lichte von Art. 15 RPG als 
angemessen dimensioniert. Gut nachvollziehbar ist die in der Ergänzung zum Planungsbe­

richt enthaltene Erhebung der Nutzungsreserven im weitgehend Oberbauten Gebiet. Hin· 

sichtlich Abgrenzung und Zonenwahl sind indes trotz diverser Korrekturen im Vergleich zur 

VorprQfungsversion einige Fragezeichen anzubringen. Um der landschaftlichen Empfind· 

lichkeit der bevorzugten Wohnlagen in den HGgelzQgen nOrdlieh des Dorfes gerecht zu 

werden, wurden einesteils die höheren Bauzonenteile der Wohnzone W 1 zugewiesen, die 

allerdings dem Postulat der haushälterischen Bodennutzung nicht sonderlich entspricht. 

Andernteils wurde der Gemeinderat Verschiedenenorts zum Erlass eines Gestaltungsplans 

verpflichtet. Unverständlicherweise ist diese Pflicht nur fQr die Parzellen Nm. 1 und 589 ganz 

im Nordwesten des Dorfes allgemeinverbindlich im Zonenplan festgelegt. FGr alle anderen 

Fälle wurde diese Gestaltungsplanpflicht bedauerlicherweise lediglich im Richtplan veran­

kert. Dies birgt die Gefahr von Missverständnissen, wird doch dadurch bei der Konsultation 

des Zonenplans bei Nichteingeweihten der Eindruck erweckt, einzig fGr das genannte Ge­

biet bestehe die Gestaltungsplanpflicht, fur alle Gbrigen Bauzonenbereiche aber gerade 

nicht. Es wäre daher dienlicher gewesen, diese Pflicht konsequent nur in einem der beiden 

Pläne zu verankern. Indes darf nicht der Umkehrschluss gezogen werden, dass filr die nicht 

als gestaltungsplanpflichtig bezeichneten Areale keine Gestaltungspläne erlassen werden 

durfen. Vielmehr ermächtigt § 32 BauG den Gemeinderat zur PrGfung und allenfalls zum Er­

lass solcher Pläne im Einzelfall. 

Im Bereich des westlichen Lindenhagels (Lemperg) wurde die Bauzonengrenze gegenOber 

der VorprUfungsversion zwar nach unten verschoben, was mit Rekurs angefochten wurde. 

Allerdings ist fraglich, ob mit dieser Verschiebung den Intentionen des kantonalen Richt· 

plans, welcher in diesem Bereich eine auf die Freihaltung der charakteristischen Kuppe des 

Lindenhagels zielende Siedlungsbegrenzung aus Obergeordneten Interessen enthält, 

Genuge getan wird. Zudem wurde ausgerechnet an dieser heilden Lage die zweite höher 

gelegene Bautiefe von der Wohnzone W 1 in die Wohnzone W 2 umgeteilt. Eine an die Zo­
nengrenze gestellte Baute mit den Maximalmassen nach Regelbauweise wGrde mit Sicher· 

heit die Silhouette der HQgelkuppe verdecken. Diese Zonenbegrenzung kann daher nur mit 

der Bedingung akzeptiert werden, dass mittels des gernäss Rlchtplan vorgeschriebenen 
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Gestaltungsplanes der Kuppenschutz sichergestellt wird, d.h. konkret, dass die Kuppe von 
der Thurebene aus unvermindert in Erscheinung treten kann. 
Mit Art. 39 BauR wurde unter anderem die Villa Felsenau unter Schutz gestellt. Das Gebäude 
ist indes zusammen mit dem umgebenden Park als Ganzes zu betrachten, bedingt doCh der 
Schutz eines Objektes immer auch den Schutz seiner Umgebung. Diese ist durch die Zu­
weisung in die Wohn- und Gewerbezone 111 in ihrem Bestand tendenziell gefährdet. Auch in 
diesem Fall ist deshalb der notwendige Schutz des Umfeldes mit dem vorgeschriebenen 
Erlass eines Gestaltungsplanes unbedingt zu gewährleisten. 
ln der Vorprüfung wurde die Verletzung der Siedlungsabgrenzungslinie aus Obergeordne­
ten Interessen gemäss kantonalen Richtplan entlang des Dorfbaches genigt. Betreffend der 
Parzelle Nr. 94 wurde diesem Einwand auch Rechnung getragen. Andererseits ist neu die 
Parzelle Nr. 264 der Resel'\'ewohnzone W 2 zugewiesen worden, nachdem sie im Vorpni­
fungsstadium noch dem Siedlungs-, d.h. dem Richtplangebiet zugewiesen war. Der unmit· 
telbar angrenzende Ortsrand mit dem stillgelegten StaD weist keine besonderen Qualitäten 
auf, so dass diesa im Unscl1ärfebereich der genannten Siedlungsabgrenzungslinie liegende 
Zonenzuweisung vertretbar erscheint. Die streifenfönnige Verbindung der Bauzonen im 
Dorf mit dem Quartier Rebhlllde kann allerdings lediglich mit Blick auf das westlich ansahlies· 
sende Siedlungsgebiet aus raui'J1)1anerischer Sicht als zweckmAssig qualifiziert werden. 

Als problematisch könnte sich nach Einschätzung des Industrie- und Gewerbeinspektorales 
die Zuweisung der Weberei Gnineck zur Gewerbezone erweisen, da dort die Empfindlich­
keilsstufe 111 nach LSV gilt, die Weberei jedoch im 24-Stunden-Betrieb arbeitet. Insgesamt 
betrachtet kann diese Zone indes als zweckmAssig eingestuft werden. 
Umgekehrt wurde die urspninglich tur Offentliehe Zwecke reservierte Bauzone am N7-An­
schluss (Parzelle Nr. 785) nun der Industriezone zugewiesen, u.a. mit der Absicht, dort Bau­
ten erstellen zu können, weiChe tor das Wohnquartier in der Ostlichen Gnineck als LArmriegel 
gegenaber der Nationalstrasse dienen könnten. Dem an jener Stelle neuerdings geplanten 
Technik· und Fahrzentrum des TCS ist in der Gemeinde während des Genehmigungsverfah­
rens fOr die Ortsplanungsrevision Opposition erwachsen. Mit Schreiben vom 17. Sept. 1992 
ersucht der Gemeinderat um Sistierung des Genehmigungsverfahrens fQr die Parzelle Nr. 

785 mit dem Ziel, abgekoppelt von der Gesamtrevision eine adäquate LOsung ausarbeiten 

zu können, wasangesichtsder momentanen Situation und der besonderen Lage dieser 

Parzelle vertretbar erscheint. Dem Ersuchen um Sistierung des Genehmigungsverfahren tar 
die Parzelle Nr. 785 wird entsprochen. Hingegen kann der Regierungsrat die vorgeschla· 
gene Ausscheidung als "Zone mit zu prOfander Nutzung" im Rahmen der Recht· und 
Zweckmässigkeitspnifung nach§ 41 BauG nicht vornehmen. Die irn Schreiben angedeutete 
Stossrichtung, vor allem die Ober1agerung der Parzelle Nr. 785 mit einer Gestaltungsplan· 
pflicht ist in diesem Genehmigungsverfahren noch nicht zu praten. Es sei lediglich darauf 
hingewiesen, dass nach § 32 BauG mittels Gestaltungsplan zwar von der Regelbauweise 
abgewichen werden kann, die NUtzungsart jedoCh nicht geändert werden darf. 

Die Abgrenzung der Landschaftsschutzzone erscheint zuweilen etwas zufällig und irn Ge­
lände nicht immer eindeutig identifazierbar. Stossend ist die Zuweisung der unmittelbaren 
Umgebung des Weihers nördlich Maltbach (Parzelle Nr. 731) zur Landwirtschaftszone, nach­

dem in der Vorpratung die Abgrenzung der Landschaftsschutzzone im Umkreis des Weihers 
kritisiert wurde. Dieser Weiher ist rnit seiner Umgebung als Naturschutzzone, resp. im weite-



·6· 

ren Umkreis mindestens als Landschaftsschutzzone auszuscheiden. Die Landwirtschafts­

zone kann im Bereich der Parzelle Nr. 731 deshalb nicht genehmigt werden. 

Der zu Badezwecken dienende Rosenweiher in der Gnlneck war bisher samt Umschwung 

der Zone fQr öffentliche Bauten und Anlagen zugewiesen. Der neue Zonenplan beschränkt 

diesa Zone nun auf den Bereich der zum Badebetrieb gehörenden Bauten. Aus Sicht des 

Landschafts- und Naturschutzes stellt der Weiher ein wertvolles Biotop dar. Diesar Nut· 

zungskonflikt. ist auf zonenplanarischer Ebene wohl nicht lösbar, wenn beide Nutzungen 

nebeneinander existieren sollen. Der Gemeinde wird jedoch empfohlen, mittels geeigneter 

Vorschriften fQr die Benatzung der Badeanlage auch die Interessen des Naturschutzes zu 

wahren. 

Das Amt fOr Umweltschutz und Wasserwirtschaft weist darauf hin, dass das generelle Kanali· 

sationsprojekt (GKP) im Sinne eines generellen Entwässerungsplanes (GEP gern. VSA) in­

nert eines Jahres der vorliegenden Zonenplanung anzupassen ist. Zu bedauern ist, dass die 

eingedolten Gewässer nicht zur Information eingetragen wurden, da die baugesetzlichen 

Vorschriften auch fOr bestehende unterirdische Gewässer gelten. 

Insgesamt ist der Zonenplan als zweckmAssig einzustufen, so dass in materieller Hinsicht ei· 

ner Genehmigung nichts entgegensteht. 

5. Baureglement: 

Das Baureglement gehört zum sogenannten teilintegrierten Typus, d.h. es enthält neben 

Vorschriften, welche die Gemeinde aufgrund des Baugesetzes erlassen muss oder kann, 

auch abschliessende Bestimmungen aus dem Obergeordneten Recht, oder es wird durch 

Angabe des entsprechenden Artikels darauf verwiesen. Aufgrund der laufenden Bauge­

setzrevision ist allerdings darauf hinzuweisen, dass mitteHristig verschiedene diesar wieder­

gegebenen Gesetzestexte Oberholt sein könnten und sich aus Gnlnden der Rechtssicher­

heit dann eine redaktionelle Bearbeitung aufdrängen wird. Bei der definitiven Drucklegung 

ist zu benlcksichtigen, dass das Baudepartement nun die Bezeichnung "Departement fOr 

Bau und Umwalt" trägt. 

Es ist festzustellen, dass die Anmerkungen und Vorschläge der VorprOfung im wesantlichen 

benlcksichtigt wurden, allerdings auch sonst verschiedentlich Anderungen vorgenommen 

wurden. Zu einzelnen Artikeln sind folgende Vorbehalte und Bemerkungen anzubringen. 

Tabelle der Höchst· und Mindestmasse: 

Bei kombinierter Betrachtung von maximaler Gebäudehöhe und minimalem Grenzabstand 

enthält die Tabelle Widerspnlche zu§ 78 Abs. 5 Bauge$etz, wo· abgesahen von besonde­

ren Situationen • als minimaler Grenzabstand die halbe Höhe der Baute, resp. mindestens 

drei Meter, vorgeschrieben wird. ln fOnf Zonen des Baugebietes (DM, WG 111, G, I und OE) 

sind Bauten in einer Höhe und einem Grenzabstand zulässig, die ab einer bestimmten Ge­

bäudehöhe zu einer UnterschreitunQ des minimalen beugesatzliehen Grenzabstandes fOh­

ren. Diese Bestimmungen können somit ab gewissen Gebäudehöhen gesetzwidrige Zu­

stände bewirken. Den vorliegenden Unterlagen können die gesetzlich geforderten beson­

deren Gnlnde nicht entnommen werden. Sie sind bei objektiver Beurteilung mit Ausnahme 

der Dorfzone MOllheim (DM), die sich auf § 22 BauG abstOtzt, auch nicht ersichtlich. Die 

Grenzabstandsvorschriften der Zonen WG 111, G, I und OE können daher nur unter dem Vor· 

behalt genehmigt werden, dass subsidiär auch§ 78 Abs. 5 BauGangewendet wird, d.h. 
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dass der im BauR festgelegte kleine Grenzabstand nur gilt, sofern der jeweilige Grenzab­

stand mindestens die halbe Gebäudehöhe betrAgt. Die Gemeinde wird eingeladen, diesen 

Sachverhalt im Rahmen der definitiven Drucklegung mittels Einsatz einer entsprechenden 

Fussnote zur Tabelle der Höchst· und Mindestrnasse klarzustellen. 

Art. 21 Ziff. 3: 

Mit dieser Vorschrift werden, wie in diversen Baureglementen fOr bestimmte Mischzonen mit­

tels gestaffelter Maximalausnotzung Qblich, im Sinne der planarisch gewollten Durchmi­

schung gewerbliche Nutzungen gefördert. Die gewählte Strategie ist indes als ungiOcklich 

zu bezeichnen, weil sie die in§ 14 Bauverordnung enthaltene abschliessende Definition der 

anrechenbaren Bruttogeschossfläche verletzt. Auch fQr eine Zone mit besonderen Vor· 

schritten im Sinne von § 22 BauG können die kantonalrechtlichen Bestimmungen zur Ermitt· 

lung der jeweiligen Ausnotzung eines GrundstOckes nicht mittels Spezialvorschriften abge­

ändert werden. Zudem ist derauf hinzuweisen, dass mit dieser Bestimmung de facto eine 

maximale Ausnotzungsziffer von 1.3 zur VerfQgung stOnde, hinter deren Zweckmassigkeit 

aus ortsplanarischer Sicht mindestens ein Fragezeichen zu setzen ist. Art. 21 Zlff. 3 BauR 

kann deshalb nicht genehmigt werden. Die Gemeinde wird daher eingeladen, das berech­

tigte Ziel der Nutzungsdurchmischung mit anderen Vorschriften anzuvisieren. So könnte, 

wie vielerorts Oblich, die Förderung von gewerblichen Nutzungen mit einer gestaffelten Re­

gelung der zulässigen MaximalausnQtzung angegangen werden. 

Art. 21 Ziff. 41etzter Satz: 

Das Einholen einer Stellungnahme des Departementes fQr Bau und Umwelt kann sich in 

Einzelfällen als problematisch erweisen, da dieselbe kantonale Instanz im Rekursfall ent· 

scheidungsbefugt wäre und aufgrund der zuvor abgegebenen Stellungnahme voraussicht­

lich in den Ausstand treten mOsste. Geeigneter wäre in derartigen Fällen die Einholung der 

Stellungnahme eines Amtes, beispielsweise des Amtes fQr Denkmalpflege oder des Amtes 

fQr Raumplanung. 

Art. 25 Ziff. 4: 

Im Rahmen der definitiven Drucklegung des BauR ist folgender Druckfehler zu beseitigen: 
• ... die Ausnotzung bis 0.45 gewährt werden ... •. 

Art. 26 Ziff. 3: 

Die Formulierung ist unklar und steht in einem gewissen Widerspruch zur Fussnote 2 der 

Tabelle der Höchst· und Mindestmasse, wo eine reduzierte AZ bei miml,[ Wohnnutzung vor· 

gesehen ist. Die Gemeinde wird daher eingeladen, die Bestimmung im Sinne einer redaktio­

nellen Bereinigung eindeutig abzufassen Beispielsweise könnte festgelegt werden, dass 

die Bruttogeschossfläche (BGF) fQr Wohnnutzung fQr sich alleine gerechnet maximal eine 

Ausnotzung von 0.4, resp. 0.5 ergibt. 

Art. 30 Ziff. 2: 

Ein gewisser Widerspruch besteht zwischen dem Zonenzweck der Freihaltung und der Zu· 

Iässigkeit u.a. von Beuten und Anlagen, welche dem Immissionsschutz dienen. Es ist des­

halb klar festzuhalten, dass diese Bestimmung keinen Freipass fOr beliebige bauliche Mass­
nahmen z.B. zur Lärmbekämpfung bedeuten kann, sondern immer der eigentliche Zonen-
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zweck als Beurteilungsmassstab heranzuziehen ist. 

Art. 31 Ziff. 5: 

Das massgebende Datum ist der 17. April1987 (lnkrafttreten der RRV RPG). 

Art. 34 Ziff. 1: 

Festgelegt wird hier nicht der Zweck der Naturschutzzone, sondem der in § 24 BeuG formu­

lierte Auftrag zur Ausscheidung von Naturschutzzonen. Dies kann redaktionell bereinigt wer­

den. 

Art. 34 Zlff. 3: 

Die Aufzählung der einzelnen Naturschutzzonen ist QberfiOssig, da sie ja im Zonenplan ein­

getragen sind. Die doppelte Erwähnung führt höchstens zu Problemen. Im Rahmen einer 

künftigen Überarbeitung ist daher diese Ziffer mit Vorteil zu streichen. 

Art. 35 Ziff. 2: 

Diese Bestimmungen haben aufgrund der Vorschriften des übergeordneten Raumpla­

nungsgesetzes keine selbständige Bedeutung. Mit § 27 BeuG wird auf eine, das Landwirt­

schaftsgebiet betreffende, Vorschrift verwiesen, was in der Anwendung zu rechtlich nicht 

haltberen Ergebnissen führen könnte. Der Passus "§ 27 Abs. 2 + 3 BeuG" wird deshalb nicht 

genehmigt. 

Art. 39: 

Die Bestimmung, die namentlich aufgeführten Kulturobjekte seien vollständig zu erhalten, 

geht sehr weit, da dies im Grunde genommen als Pflicht zur integralen Erhaltung der beste­
henden Bausubstanz ausgelegt werden und nach Bundesgerichtsrechtsprechung in Ein­

zelfällen Entschädigungspflichten auslösen könnte. Der genaue Schutzumfang wird mit Vor­

teil erst zum Zeitpunkt eines konkreten Umbauvorhabens oder - nach lnkrafttreten des kan­

tonalen NHG- auf Wunsch des Eigentümers(§ 13 NHG) festgelegt. 

Art. 46 Ziff. 1 Abs. 2: 

Die Bezeichnung Forstdepartement ist nicht mehr gebräuchlich und durch den Terminus 

Departement für Bau und Umwelt zu ersetzen. 

Art. 57 Ziff. 10 erster Satz: 

Im Lichte der verfassungsmAssig garantierten Informationsfreiheit erweist sich das generelle 

Verbot von Aussenantennen im Falle genügender Empfangsmöglichkeiten unter Dach bzw. 

bei Anschlussmöglichkeit an eine Gemeinschaftsantenne als problematisch. Ein solches 

Verbot ist gemäss § 95 Baugesetz lediglich zum Schutze des Landschafts-, Orts-, Quartier­

oder Strassenbildes zulässig, und aus diesem Grund auch lediglich in jenen Fällen, wo sich 

im Rahmen einer lnteressenabwägung ein klares Obergewicht der erwähnten öffentlichen In­

teressen ergibt. Die vorliegend gewählte absolute Formulierung ist einer verfassungskon­

formen Auslegung nur schwerlich zugänglich. Nicht genehmigt werden kann in jedem Falle 

der letzte Teil des ersten Satzes ("bzw. in angemessener Zeit zu entfernen"). Eine Verpflich­

tung zur Beseitigung bestehender Aussenantennen verstösst in unzulässiger Weise gegen 

die Bestandesgarantie als Ausfluss der verfassungsrechtlich gewährleisteten Eigentumsga-
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rantie. Es ist der natOrliche Abgang der Anlage abzuwarten. 

Art. 59 Ziff. 2: 

Grundsätzlich ist auf die zu Art. 21 Ziff. 3 gernachten Bemerkungen zu verweisen. Dem Ge­

meinderat wird die Möglichkeit gegeben, die AusfOhrung von Beuten anstelle des Grundei­

gentOmers im Einzelfall zu bestimmen und damit sehr weit in die Baufreiheit einzugreifen. 

Diese Bestimmung ist nur vertretbar, wenn sie als Korrektiv zu der hohen zulässigen Aus­

nOtzungsziffer zu verstehen ist und im Vollzug die im gleichen Artikel geforderte ROcksicht­

nahme auch auf die Interessen der Bauherrschaft angemessen erfolgt. 

Art. 66 Ziff. 1 : 

Die vom Flurgesetz abweichenden Grenzabstandsbestimmungen haben nur innerhalb des 

Beugebietes GeHung (vgl. § 112 BeuG). Im Nichtbaugebiet geHen die flurrechtlichen Ab­

standsvorschriften. Die Gemeinde wird eingeladen, dies bei der definitiven Drucklegung im 

Sinne einer redaktionellen Bereinigung klarzustellen. 

Art. 72 Ziff. 6: 

Diese Bestimmung hat keinerlei selbständige Bedeutung; rnassgebend ist § 1 08 Abs. 2 

BauG. Diese kantonalrechtliche Bestimmung wird im Obrigen gernäss Verweis in Art. 93 Abs. 

2 BauR Obemommen, jedoch nicht abgeändert. 

Art. 73ft: 

Diese vorab auf den §§ 1 01 und 1 02 BauG basierenden Bestimmungen Ober die Regeln der 

Baukunde weisen zum grossenTeil Rezeptbuchcharakter auf, wes in der konkreten Anwen­

dung auch sinnvolle Lösungen erschweren kann. Diese Vorschriften sind zwar als 

zweckmässig, jedoch nicht durchgehend als empfehlenswert einzustufen. 

Art. 83lit. h: 

Der letzte Teil ("ausserhalb des landwirtschaftsgebietes") ist zu streichen, da sich die Be­

schränkung von § 126 lit. h BauG diesbezOglieh als raumplanungsgesetzwidrig erwiesen hat. 

Mit den genannten Ausnahmen kann das Baureglement in materieller Hinsicht genehmigt 

werden. 
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Auf Antrag des Departementes tor Bau und Vrnwett beschliesst der Regierungsrat · 

1 . Die revidierte Ortsplanung, bestehend aus der vom Gemeinderat am 26. Februar 1990, am 

5. November 1990 und am 12. Dezember 1990 genehmigten Riebtplanung- umfassend 

den Bicbtplantext, den Riebtplan Landschaft und Siedlung und drei Teilriebtpläne Verkehr 

(A Staats- und Gemeindestrassen, B Radwege, C Fuss- und Wanderwege), dem von der 

Gemeindeversammlung Müllbeim am 17. Dezember 1990 beschlossenen Zonenplan und 

dem Baureglernent, wird im Sinne der Erwägungen mit folgenden Ausnahmen genehmigt: 

Festsetzungen im Riebtplan Siedlung und Landschaft: 

• Bauerweiterungsgebiet (Siedlungsgebiet) Muggli, umfassend die Parzellen Nrn. 873, 

874 und 875 

- Gestaltungsplanpflicbtiges Bauerweiterungsgebiet (Siedlungsgebiet) Mariabalde, um­

fassend die Parzellen Nm. 72 und 101 und Teile der umgebenden Parzellen. 

• Bauerweiterungsgebiet auf der Parzelle Nr. 767 

Zonenplan: 

- Landwirtschaftszone im Bereich der Parzelle Nr. 731 

Baureglement: 

• Art. 21 Zlff. 3 
• Art. 35 Ziff. 2; der Passus "§ 27 Abs. 2 + 3 BauG" 

• Art. 57 Ziff. 1 0 im ersten Satz der Passus: "bzw. in angemessener Zeit zu entfernen". 

- Art. 83 lit. b; der Passus "ausserhalb des Landwirtscbaftsgebietes• 

2. Die Parzellen Nm. 315 und 785 werden aus der Genehmigung ausgeklammert (Sistierung). 

Die Gemeinde wird eingeladen, die unter Ziffer 1 aufgetobrten Nichtgenehmigungen betref· 

fend Zonenplan und Riebtplan gemeinsam mit den beiden sistierten Parzellen umgehend 

einer zweckmAssigen Lösung zuzuführen. 

3. Mit Hinweisvermerken zu den Erwägungen werden versehen: 

Zonenplan: 

- Reserve-Wohnzone W 2 im Bereich des Undenhugels 

• Parzelle Nr. 327 (Araal um die Villa Felsenau) 

Baureglement 

• Tabelle der Höchst· und Mindestrnasse; Grenzabstandsvorschriften der Zonen WG 111, G, I 

und OE 

• Art. 66 Ziff. 1 
• Art. 72 Zlff. 6 

4. Die Gemeinde bat in der, gernäss Sichtplan Landschaft und Siedlung gestaltungsplanpflicb­

tigen, Bauzone am SOdbang des Lindenbügels mittels Gestaltungsplan sicherzustellen, 

dass die Silhouette des Lindenhügels von der Thurebene aus ohne Beeinträchtigung in Er­

scheinung treten kann. 
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5. Die Freihaltung der Umgebung um die geschotzte Villa Felsenau ist mittels Gestaltungsplan 

zu gewährleisten. 

6. Der Gemeinderat wird beauftragt, die betroffenen GrundeigentOmer Ober die den Zonenplan 

betreffenden Nichtgenehmigungen und die Hinweise, namentlich hinsichtlich der Gestal· 

tungsplanpflicht am SOdhang des Lindenhagels, in Kenntnis zu setzen. 

7. Die Genetvnigung des Zonenplans steht unter dem Vorbehalt allfälliger Anderungen als 

Folge von Entscheiden der Rechtsmittelinstanzen. 

8. Mitteilung an: 
• Gemeinderat Mallheim, 8555 Müllheim, unler Beilage eines Dossiers der revidierten Orts· 

planung, bestehend aus vier Richtplankarten, dem Richtplantext, dem Zonenplan und 

dem Baureglement, alle mit den erforderlichen Genehmigungs·, Nichtgenehmigungs· , 

Sistierungs- und Hinweisvermerken 

• Oepartemenl für Bau und Umwelt 

• Amt fOr Denkmalpflege 

• Tiefbauamt 

• Meliorationsam 

• Amt für Umweltschutz und Wasserwirtschaft 

• Industrie- und Gewarbeinspektorat 

• Landwirtschaftsamt 

• Amt für Archäologie 

• Kartonsforstamt 

• Amt für Wirtschaft, Energie und Verkehr 

• Amt für Raumplanung (3), unter Beilage von zwei Dossiers der revidierten Ortsplanung, 

bestehend aus vier Richtplankarten, dem Richtplantext, dem Zonenplan und dem Baure­

glement, alle mit den erforderlichen Genehmigungs-, Nichtgenehmlgungs·, Sistierung&· 

und Hinweisvermerken, sowie der Akten 

Für richtige Ausfertigung 

Der Staatsschrei>er 
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